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Nachhaltige 
Arbeitsmarktintegration 
und mehr soziale Teilhabe 
durch das neue Bürgergeld ?

Seit ihrer Einführung steht die „Grundsicherung für Arbeitsuchende“ (Hartz IV) 
sowohl in leistungsrechtlicher Hinsicht als auch im Hinblick auf Angemessenheit und 
Ausgewogenheit des Prinzips „Fördern und Fordern“ in der Kritik. Die neue Bundes-
regierung möchte das Grundsicherungssystem mit dem sogenannten Bürgergeld 
nun erneuern. Es soll die nachhaltige Integration in den Arbeitsmarkt ermöglichen 
und die gesellschaftliche Teilhabe der Leistungsbeziehenden verbessern. Neben einer 
inhaltlichen Neuausrichtung geht es auch um einen Kurswechsel in der Beratungs- 
und Vermittlungspraxis der Jobcenter. Dieser Beitrag diskutiert die zentralen 
Ansatzpunkte aus dem Koalitionsvertrag im Lichte von Forschungsergebnissen.  1

MARIELLA FALKENHAIN, ANDREAS HIRSELAND

1	 Eine Reform der Grundsicherung

Im Koalitionsvertrag (KoalV) hat die neue Bundesregie-
rung eine „Erneuerung des Systems der Grundsicherung“ 
(KoalV, S. 66) in Form eines „Bürgergeldes“ angekündigt. 
Es soll durch digitalisierte Verfahren leichter zugänglich 
sein, „die Potenziale der Menschen und Hilfen zur nach-
haltigen Integration in den Arbeitsmarkt in den Mittel-
punkt“ stellen und die Betroffenen zur gesellschaftlichen 
Teilhabe befähigen (ebd., S. 65).

Dies soll durch den vereinfachten Zugang zur Grund-
sicherung, die stärkere Honorierung der bisherigen Le-
bensleistung und den Schutz von Besitzständen erreicht 
werden. So soll in den ersten beiden Jahren des Leistungs-
bezuges keine Vermögensanrechnung erfolgen und die 
Angemessenheit des vorhandenen Wohnraums anerkannt 
werden. Davon würden insbesondere Personen profitie-

ren, die über eine abgeschlossene Berufsausbildung und 
über eine längere Erwerbshistorie verfügen (Beste et al. 
2021). Gleiches gilt für Personen, die etwa nach dem Aus-
laufen ihrer Ansprüche auf Bezug des Arbeitslosengelds I 
nur relativ kurzzeitig auf den Bezug des Bürgergelds an-
gewiesen sind.

Neben diesen leistungsrechtlichen Veränderungen 
stehen vor allem die künftige inhaltliche Ausrichtung des 
Grundsicherungssystems sowie eine stärker kund*innen-
orientierte Beratung und Betreuung durch die Jobcenter 
im Mittelpunkt des Koalitionsvertrags. Noch sind viele 
Fragen offen – nicht zuletzt angesichts bislang ungeklär-
ter inhaltlicher Differenzen zwischen den Koalitionspart-
nern. Gleichwohl greifen die im Koalitionsvertrag formu-
lierten Ansatzpunkte zur Reform der Grundsicherung 
Aspekte auf, die sich mit Befunden aus der Forschung de-
cken. Dass deren wirkungsvolle Umsetzung in die Praxis 
allerdings von verschiedenen Voraussetzungen abhängt, 
machen die folgenden Ausführungen deutlich.

1	 Wesentliche Teile dieses Textes wurden im Frühjahr 2022 
verfasst. Bis zur Sommerpause des Bundestags lag noch 
kein Gesetzentwurf zum Bürgergeld zur Verabschiedung 
vor. Wie sich der Presse entnehmen lässt, bestand auch 
bis zum Redaktionsschluss für diesen Beitrag (September 

2022) noch Uneinigkeit zwischen den Koalitionspartnern 
zur weiteren Ausgestaltung des Bürgergeldes, vor allem 
bezüglich der Sanktionen, des Etats für die Beschäfti-
gungsförderung von Langzeitarbeitslosen und der Regel-
leistungen.

©
 W

S
I 

M
it

te
ilu

n
g

en
 2

0
2

2
D

ie
se

 D
at

ei
 u

n
d

 ih
r 

In
h

al
t 

si
n

d
 u

rh
eb

er
re

ch
tl

ic
h

 g
es

ch
ü

tz
t.

 N
ac

h
d

ru
ck

 u
n

d
 V

er
w

er
tu

n
g

 
(g

ew
er

b
lic

h
e 

V
er

vi
el

fä
lt

ig
u

n
g

, 
A

u
fn

ah
m

e 
in

 e
le

kt
ro

n
is

ch
e 

D
at

en
b

an
ke

n
, 

V
er

ö
ff

en
tl

ic
h

u
n

g
 

o
n

lin
e 

o
d

er
 o

ffl
in

e)
 s

in
d

 n
ic

h
t 

g
es

ta
tt

et
.



475

�   WSI MITTEILUNGEN, 75. JG., 6/2022

2	 Von Work First zu Train First ?

Die Koalitionsvereinbarung sieht explizit eine Abschaf-
fung des sogenannten „Vermittlungsvorrangs“ vor (KoalV, 
S. 76), durch den eine schnelle Vermittlung in Erwerbsar-
beit priorisiert wird, und setzt den Schwerpunkt nun stär-
ker auf Maßnahmen zur Weiterbildung und Qualifizie-
rung. Diese Neuausrichtung könnte rechtliche Klarheit in 
Hinblick auf das bisher im SGB II bestehende Spannungs-
feld zwischen schneller Vermittlung und Qualifizierung 
bringen (Börner et al. 2017 ; Deutscher Bundestag 2021). 
Es bleibt abzuwarten, ob dies eine systematische Weiter-
entwicklung der Schwerpunktsetzung von work first zu 
train first zur Folge haben wird, also eine Ausrichtung hin 
zu einer für die Betroffenen nachhaltigen und armuts-
festen Arbeitsmarktintegration durch Humankapitalent-
wicklung (Aurich 2011 ; Dingeldey 2007). Eine stärkere 
Ausrichtung an der Qualifizierung von Leistungsbezie-
henden erscheint auch angesichts anstehender Umbrüche 
auf dem Arbeitsmarkt notwendig. Mit Blick auf die hier 
entstehenden Herausforderungen wären insbesondere die 
sich demografiebedingt verschärfenden Fachkräfteeng-
pässe, der teilweise Wegfall von einfachen Tätigkeiten so-
wie deren zunehmende Technisierung zu nennen.

In der international vergleichenden Arbeitsmarktfor-
schung werden die teils dysfunktionalen Konsequenzen 
von Work-First-Ansätzen für die Beratungs- und Ver-
mittlungstätigkeit in den Jobcentern diskutiert. Vielfach 
wurde dabei auf deren strukturelle Grenzen verwiesen. In 
Grundsicherungssystemen mit dem Kernziel der schnel-
len Arbeitsaufnahme zur Beendigung von Hilfebedürftig-
keit ist es für Fachkräfte in der Jobvermittlung oft schwie-
rig, auf die spezifischen Umstände von Einzelfällen ein-
zugehen und deren Potenziale mit biografischer Weitsicht 
zu berücksichtigen. Sie greifen eher auf standardisierte 
Herangehensweisen zurück, die mitunter nicht genügend 
auf die unterschiedlichen Bedürfnisse und Perspektiven 
der jeweiligen Kundinnen und Kunden eingehen (Fuer-
tes / ​Lindsay 2016).

Besonders groß ist dabei das Risiko, dass insbesondere 
arbeitsmarktferne Leistungsbeziehende in der Beratung 
nicht die erforderliche passgenaue Unterstützung erhal-
ten. Diese Problematik kann aufgrund der normativen 
Geltungskraft des Work-First-Prinzips selbst dann auf-
treten, wenn speziell die Gruppe der arbeitsmarktfernen 
Personen durch innovative Programme mit veränderter 
Zielsetzung unterstützt werden soll (Johnson et al. 2021).

Das Ziel der nachhaltigen Arbeitsmarktintegration 
über den Weg der Qualifizierung – sei es durch Erstaus-
bildungen, Weiterbildungen oder Umschulungen – ist 
allerdings an mehrere Voraussetzungen geknüpft. Ent-
scheidend wird sein, wie sich die jeweiligen Aus- und 
Weiterbildungsangebote in qualitativer und quantitativer 
Hinsicht entwickeln – gerade mit Blick auf die Förderung 

eher arbeitsmarktferner oder vulnerabler Leistungsbezie-
her*innen. Zudem wird es darauf ankommen, wie moti-
vierbar auch weniger bildungsaffine Leistungsbeziehende 
für diesen Weg sind. Gerade die gleichzeitig beabsichtigte 
Verbesserung der Zuverdienstmöglichkeiten im Bürger-
geld (KoalV, S. 77) könnte den Train-First-Ansatz für 
manche Leistungsbeziehende weniger attraktiv machen. 
Entsprechende Überzeugungsarbeit zu leisten, wird also 
zu einer zentralen Aufgabe der Jobcenter werden. Inso-
fern ist die im Koalitionsvertrag geplante Neuausrichtung 
der Beratungs- und Vermittlungsprozesse im Jobcenter 
durchaus folgerichtig.

3	 Beratung auf Augenhöhe

Laut Koalitionsvertrag sollen die gesetzlichen Rahmen-
bedingungen so verändert werden, dass über bisherige 
Bemühungen der Jobcenter hinaus „künftig eine Beratung 
auf Augenhöhe möglich ist und eine Vertrauensbeziehung 
entstehen kann“ (ebd., S. 75). Dies erscheint gerade für die 
Umsetzung eines Train-First-Ansatzes wichtig. Denn hier 
wird es darum gehen, Menschen davon zu überzeugen, 
eine umfangreiche Aus- oder Weiterbildung nicht nur an-
zufangen, sondern auch durchzuhalten und erfolgreich 
abzuschließen.

Vor diesem Hintergrund ist die im Koalitionsver-
trag vorgesehene Entfristung der Prämienregelung (ebd., 
S. 76) zu begrüßen, wonach bei erfolgreichem Bestehen 
von Zwischen- und Abschlussprüfungen entsprechende 
Gratifikationen gewährt werden können. Zudem wird 
bei einem Teil der Betroffenen auch Überzeugungsarbeit 
zu leisten sein. Dabei dürfte es in vielen Fällen darum 
gehen, gemeinsam mit den Betroffenen eine längerfris-
tige Erwerbs- und Lebensperspektive überhaupt erst zu 
entwickeln. Auch müssen sie gegebenenfalls dazu ermu-
tigt werden, bestehende Lernhindernisse zu überwinden 
(Dietz / ​Osiander 2014). Dies ist eine Voraussetzung, um 
diese Gruppe von Leistungsbeziehenden dafür zu sensibi-
lisieren, dass Aus- und Weiterbildung entscheidend dazu 
beitragen können, instabilen Erwerbsbiografien vorzu-
beugen oder angesichts fragmentierter (Erwerbs-)Biogra-
fien neue Erwerbs- und Lebensperspektiven zu gewinnen. 
Das ist nicht nur im Sinne der Betroffenen wichtig, es liegt 
auch im gesamtgesellschaftlichen Interesse, weil stabile 
Erwerbsbeteiligung maßgeblich dazu beiträgt, Folgekos-
ten für den Sozialstaat zu verringern.

Gerade hier ist die im Koalitionsvertrag angestrebte 
Beratung „auf Augenhöhe“ von besonderer Bedeutung, 
denn erfolgreiche Beratung und Vermittlung als Dienst-
leistung stellt typischerweise eine „Koproduktion“ zwi-
schen Vermittlungsfachkräften und Leistungsbeziehen-
den dar (Baethge-Kinsky et al. 2007). Dabei gilt es auch 
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solche sozialen Unterschiede zu überbrücken, die sich als 
Machteffekte zeigen und aus unterschiedlichen funktio-
nalen Status- und Schichtzugehörigkeiten zwischen Bera-
ter*innen und Kund*innen ergeben (Ludwig-Mayerhofer 
et al. 2014).

In Zukunft werden vertrauensbasierte Arbeitsbünd-
nisse zwischen Vermittlungsfachkräften und Leistungsbe-
ziehenden noch mehr an Bedeutung gewinnen. Mit dem 
Wegfall des Vermittlungsvorrangs sollten sie stärker an 
der Entwicklung biografischer Langfristperspektiven aus-
gerichtet sein. Hier kommt es neben den professionellen 
Kompetenzen der Fachkräfte auch auf die strukturellen 
Rahmenbedingungen an. Dabei ist insbesondere Folgen-
des zu bedenken : Durch die Möglichkeit, Sanktionen aus-
zusprechen, besteht zwischen Vermittlungsfachkräften 
und Leistungsbeziehenden ein dem System inhärentes 
strukturelles Machtgefälle. Dieses steht in einem Span-
nungsverhältnis zu dem Ziel, gleichberechtigte und auf 
Vertrauen basierende Beratungsbeziehungen als Grundla-
ge für die angestrebte Kommunikation „auf Augenhöhe“ 
zu schaffen. Auch die im Koalitionsvertrag enthaltenen 
Überlegungen zum Bürgergeld halten weiter am Prinzip 
der sanktionsbewehrten Mitwirkungspflichten von Leis-
tungsbeziehenden fest. Diese sollen künftig in einer Teil-
habevereinbarung (vormals Eingliederungsvereinbarung) 
festgeschrieben werden, die stärker als bisher auf Konsens 
und durch die Verwendung einfacher Sprache auf Nach-
vollziehbarkeit ausgerichtet sein soll.

In Umsetzung eines Urteils des Bundesverfassungsge-
richts aus dem Jahr 2019 sind unter anderem ein Abbau 
des Sanktionsumfangs, der nun die Kosten der Unterkunft 
ausnimmt, sowie die Einführung einer womöglich sankti-
onsfreien sechsmonatigen Vertrauenszeit vorgesehen (vgl. 
KoalV S. 76). Zur Frage der rechtlichen Definition von 
Sanktionstatbeständen sowie Sanktionsumfängen und da-
mit zur künftigen Sanktionspraxis im Jobcenter hält sich 
der Koalitionsvertrag bedeckt.

Letztlich wirft das Thema Sanktionen sowohl nor-
mative als auch empirisch-praktische Fragen auf. Zuletzt 
scheinen Sanktionen in der Praxis nur eine geringe Rolle 
gespielt zu haben. Im Jahr 2019 wurden in 2,7 % der Fälle 
Sanktionen verhängt (Bundesagentur für Arbeit 2020) ; 
die Sanktionsquote sank im Jahr 2020, u. a. wegen der 
Corona-Pandemie, stark.  2 Schwerer greifbar sind jedoch 
die mittelbaren Wirkungen von Sanktionen auf die Be-
ratungsverhältnisse selbst. Auch zeigt die Forschung, dass 
Sanktionen hinsichtlich des Zieles einer nachhaltigen 
Arbeitsmarktintegration ambivalente Wirkungen haben 
können (Pattaro et al. 2022). So kann die unter Druck 
zustande gekommene Aufnahme einer Erwerbstätigkeit 
längerfristig zu einer instabilen Erwerbsbiografie in ver-
gleichsweise geringwertigen Beschäftigungsverhältnissen 
führen.

Es wird zu prüfen sein, wie sich die Reform der 
sanktionsbewehrten Mitwirkungspflichten auf die Aus- 
und Weiterbildungsbereitschaft der Leistungsbeziehen-

den und die Überwindung von Hemmschwellen bei der 
Aufnahme von Arbeit auswirken wird. Letztlich wird es 
auch darauf ankommen, das angestrebte Vertrauensver-
hältnis zwischen Leistungsbeziehenden und betreuenden 
Fachkräften sowie der Arbeitsverwaltung als Ganzer nicht 
zu beeinträchtigen.

Der im Koalitionsvertrag genannte unabhängige 
Schlichtungsmechanismus für den Konfliktfall (KoalV, 
S. 76) könnte dazu beitragen, das Systemvertrauen bei 
den Leistungsbeziehenden zu stärken und einem gerade 
bei vulnerablen Gruppen oftmals empfundenen Gefühl 
der Abhängigkeit und des Ausgeliefertseins entgegenzu-
wirken. Versuche, durch Schaffung von Schlichtungsstel-
len das Konfliktpotenzial von Sanktionen – und damit 
Belastungen der Vertrauensbeziehung zu Fachkräften im 
Speziellen und zur Behörde im Allgemeinen – abzubauen, 
gab es bereits in der noch bestehenden Grundsicherung, 
etwa mit dem „Pirmasenser Modell“ (Jobcenter Pirma-
sens 2020).

Eine weitere vertrauensbildende Maßnahme wäre ein 
sogenannter Heilungsmechanismus, dem zufolge Sanktio-
nen dann aufgehoben werden können, wenn Leistungsbe-
rechtigte nachträglich Kooperationsbereitschaft zeigen. 
Diese Idee war bereits im Referentenentwurf des Bundes-
ministeriums für Arbeit und Soziales zur Änderung des 
SGB II aus dem Jahr 2021 enthalten. Auch wenn dieser 
Mechanismus nicht explizit in den Koalitionsvertrag auf-
genommen wurde, bleibt abzuwarten, inwieweit derartige 
auf Stärkung von Vertrauensbeziehungen zielende Ansät-
ze letztlich Eingang in die Gesetzgebung finden.

4	 Soziale Teilhabe stärken, 
Teilhabebarrieren senken

Aus der Forschung ist seit Langem bekannt, dass die Mo-
tivation von Leistungsbezieher*innen, proaktiv ihre Le-
bensumstände zu verändern, nicht nur im Kontakt mit 
dem Jobcenter entsteht, sondern vielfach ihrem sozialen 
Umfeld entspringt. Gesellschaftliche Teilhabe zu fördern, 
kann also insbesondere mittel- und langfristig auch der 
Erwerbsintegration dienen (Hirseland et al. 2019 ; Hirse-
land / ​Ramos Lobato 2010). Dies trifft insbesondere für 

2	A ls Zwischenschritt auf dem Weg zum Bürgergeld wurden 
mit dem 11. SGB-II-Änderungsgesetz, dem sogenannten 
Sanktionsmoratorium, die gesetzlichen Sanktionen infolge 
von Pflichtverletzungen für ein Jahr ausgesetzt (siehe 
auch KoalV, S. 76). Es gilt im Blick zu behalten, inwiefern 
die Auswertung der Wirkungen eines solchen Sanktions-
verzichts, der bereits während der Corona-Pandemie 
praktiziert wurde, in die Ausgestaltung des Bürgergelds 
einfließt.
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vulnerable Gruppen zu, bei denen eine sogenannte „Life-
First“-Strategie, die auf psychosoziale Stabilisierung und 
den Abbau von Beeinträchtigungen abzielt, angemessen 
erscheint (Walker et al. 2016 ; Whelan et al. 2021). Folge-
richtig werden im Koalitionsvertrag soziale Stabilisierung 
und Teilhabe als „notwendige Schritte“ für eine nachhalti-
ge Integration in den Arbeitsmarkt genannt (KoalV, S. 76).

Einer dieser Schritte könnte die ebenfalls im Ko-
alitionsvertrag angekündigte Aufwertung der freien För-
derung nach § 16f SGB II sein (ebd., S. 76). In diesem 
Rahmen könnten etwa – je nach Interesse der Leistungs-
bezieher*innen – Mitgliedschaften in Sport- oder Kultur-
vereinen finanziert werden. Hierbei würde es sich nicht 
um gesonderte Angebote speziell für Bedürftige handeln. 
Vielmehr stünde deren Einbindung in ein soziales Umfeld 
im Vordergrund, in dem Menschen in unterschiedlichen 
Lebenslagen, seien es Erwerbstätige oder Arbeitslose, 
verbunden über ein gemeinsames Interesse zusammen
kommen.

Entsprechend kann eine Mitgliedschaft in einem Chor, 
Fußballverein oder Tanzclub zu mehr sozialer Anerken-
nung führen, positive Netzwerkeffekte in Gang setzen und 
das Selbstwertgefühl stärken. Vor allem kann dies sozialen 
Abschottungstendenzen auch von Personen entgegenwir-
ken, die länger im Leistungsbezug sind und häufig mar-
ginalisiert leben. Dies könnte nicht nur die soziale Teil-
habe verbessern, sondern über den Ausbau diversifizierter 
Bekanntenkreise auch Kontakte und Verbindungen zur 
Arbeitswelt schaffen. Studien aus der Netzwerkforschung 
belegen, dass sich daraus hilfreiche und ermutigende Im-
pulse für die Erwerbsorientierung und die Stellensuche 
ergeben können (siehe unter vielen : Lindsay 2009 ; Léves-
que / ​White 2001).

Soziale Teilhabe ist nicht nur an psychische und sozia-
le, sondern auch an materielle Voraussetzungen geknüpft, 
da sie oftmals mit Zugängen zu zunehmend kommerzia-
lisierten (halb-)öffentlichen Räumen verbunden ist. Das 
Ziel, die Teilhabe von Leistungsbezieher*innen zu stärken, 
hängt daher auch von ihrer materiellen Grundausstattung 
ab, die von vielen Seiten – unter anderem den Sozialver-
bänden – seit Langem als nicht ausreichend und bedarfs-
gerecht betrachtet wird. Die Politik sollte sich daher vor 
dem Hintergrund der Erfahrungen mit der Corona-Pan-
demie und angesichts der jüngst sprunghaft angestiege-
nen Inflation und Energiepreise um eine Anpassung der 
Regelsätze bemühen. Eine entsprechende Regelsatzfest-
legung würde dann im besten Fall nicht nur notwendige 
Erhöhungen an sich, sondern auch die Dynamik schwer 
vorhersehbarer eruptiver Kostensteigerungen mitberück-
sichtigen. Bezieher*innen existenzsichernder Grundsi-
cherungsleistungen ist oft wenig geholfen, wenn sie zu-
sätzliche Hilfsleistungen, wie etwa Sonderzahlungen, erst 
mit großer zeitlicher Verzögerung erhalten.

Als teilhabefördernd bzw. -stabilisierend könnte sich 
zudem die im Koalitionsvertrag angekündigte Versteti-
gung des von der Vorgängerregierung eingeführten Teil-

habechancengesetzes erweisen.  3 Mit dieser Form der För-
derung, bei der Erwerbsbeteiligung, materielle und sozia-
le Teilhabeaspekte zusammengedacht werden, ließen sich 
vor allem jene Bezieher*innen des zukünftigen Bürgergel-
des erreichen, die wegen bestehender und schwer über-
windbarer Qualifizierungs- und Beschäftigungshemmnis-
se auch im reformierten Grundsicherungssystem durch 
das Raster zu fallen drohen.

5	 Fazit

Die im Koalitionsvertrag vereinbarte Einführung des Bür-
gergeldes skizziert ein Reformvorhaben, das neben leis-
tungsrechtlichen Aspekten durch die explizite Abschaf-
fung des Vermittlungsvorrangs vor allem den Ausbau von 
(Weiter-)Qualifizierung und Teilhabe ins Zentrum stellt. 
Ein wichtiger Baustein hierfür werden die Beratungs- und 
Vermittlungsleistungen der zuständigen Jobcenter sein, 
die bei entsprechender Ausgestaltung gerade auch denje-
nigen Leistungsbezieher*innen zugutekommen könnten, 
die bisher strukturell benachteiligt waren. Denn in der 
Vermittlungspraxis des SGB II ist es bislang nicht selten 
der Fall, dass Vermittlungsfachkräfte ihre Bemühungen 
auf die leichter vermittelbaren Personen konzentrieren 
anstatt auf die arbeitsmarktferneren Gruppen, bei denen 
eine rasche Integration in den Arbeitsmarkt weniger 
wahrscheinlich ist. Ein derartiges Vorgehen ist aus der 
internationalen Sozialpolitikforschung als „creaming“ und 
„parking“ bekannt (Heidenreich et al. 2014). Die Stärkung 
teilhabeorientierter Elemente könnte zu lebensweltlichen 
Verbesserungen vor allem – aber nicht nur – für diese oft-
mals vulnerablen Gruppen unter den Hilfebeziehenden 
führen und durch soziale Stabilisierung und qualifika-
tionsbezogene Förderung verstärkt Brücken ins Erwerbs-
leben bauen.

Auf diesem Weg dürften neben der Bereitstellung er-
forderlicher Finanzmittel und der (Weiter-)Entwicklung 
von dem Bürgergeld angepassten Angeboten in den Be-
reichen Qualifizierung und Teilhabe weitere Elemente von 
Bedeutung sein. Dies umfasst u.a. eine bessere Ausstattung 
der Jobcenter mit qualifiziertem Personal, eine konzeptio-
nelle Neuausrichtung und eine strukturelle Reorganisa-
tion der Jobcenter, um den gestiegenen Anforderungen 
an die Beratung gerecht werden zu können. Es bedürfte 
auch einer Anpassung des für die Jobcenter handlungslei-

3	 Für erste Ergebnisse der wissenschaftlichen Begleitfor-
schung siehe Bauer et al. (2021) und Ramos Lobato / Dietz 
(2022). Bereits in der Vergangenheit hat sich gezeigt, dass 
öffentlich geförderte Beschäftigung Teilhabechancen von 
Langzeitarbeitslosen erweitern kann (Hirseland et al. 2012).
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tenden Zielsystems, die im Koalitionsvertrag ebenfalls angesprochen wird 
(KoalV, S. 76). Wie die Praxis in den Jobcentern künftig aussehen wird, 
hängt also maßgeblich davon ab, ob es gelingt, ein praxisfreundliches 
Zielsystem zu entwickeln, das die im Koalitionsvertrag betonten Ziele der 
nachhaltigen Arbeitsmarktintegration und der sozialen Teilhabe hinrei-
chend abbildet. Dies zu erreichen wird Aufgabe des Gesetzgebers und der 
mit der Umsetzung befassten Institutionen der Grundsicherung sein. ■
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